
200 - 1920 - 07 - 09 

1 
 

Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 200 

vom 9. Juli 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatssekretär Dr. R e n n e r, ferner sämtliche 

Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m; 

ferner zu Punkt 4 – 6: vom Staatsamte für Finanzen Ministerialrat Dr. W i l f l i n g; 

zu Punkt 8: vom Staatsamte für Heerwesen Oberst K ö r n e r; 

zu Punkt 15 und 16: vom Staatsamte für Land- und Forstwirtschaft Vizepräsident Dr. 

P a n t z. 

 

Vorsitz: 

Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 

14.30 – 19.30 

 

Reinschrift (18 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

Streng geheimer Anhang zum KRP Nr. 200 über Personalangelegenheiten (3 Seiten) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vortrag des UStSekr. Glöckel über die Gesetzesnovelle zum 

Verbot von Ausfuhr und Veräußerung von Gegenständen von historischer, künstlerischer und 

kultureller Bedeutung mit Gesetzesentwurf z. Zl. 382/U (4 Seiten) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vortrag über den Betrieb von Kraftwagen durch staatliche 

Dienststellen (2 Seiten) 

Nicht behandelte Beilage betr. Anträge ds StA. f. Äußeres Zl. 2622/Fra.-1920 zum Beginn der 

Überwachungstätigkeit der interalliierten Kontrollausschüsse (8 Seiten) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft über den 

Vergleich zwischen der Forst- und Domänendirektion Wien und der Fa. Gleninger (1 Seite) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Z. 11.691/20 
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über die Novelle zum Wiederbesiedlungsgesetz (3 Seiten) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft über die 

Forderungen des dö. Förstervereins und des österr. Bezirksförstervereins (1 Seite) 

 

Inhalt: 

1. Besetzung des Postens des Staatssekretärs für Volksernährung. 

2. Verlautbarung der Juli-Beförderungen, beziehungsweise-Auszeichnungen. 

3. Neuerliche Forderungen der Staatsangestelltenschaft. 

4. Vollzugsanweisung, betreffend die Einreihung von Dienstorten in höhere 

Bezugsklassen. 

5. Besondere Maßnahmen zugunsten von Angestellten einzelner Dienstorte der 

Südbahnstrecke. 

6. Neuerliche Stellungnahme zur Frage der Bemessung der Erholungsurlaube und der 

Überstundenentlohnung. 

7. Bewilligung weiterer Staatsvorschüsse zur Fertigstellung des Kochküchengebäudes 

bei der Neuanlage des Allgemeinen Krankenhauses in Wien. 

8. Entwurf eines Nachtrages zum Militär-Abbaugesetze; Gesetzentwurf über die 

Handhabung der Disziplinarstrafgewalt im Heer (Heeresdisziplinargesetz). 

9. Gesetzentwurf, betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Kriegsgefangenen- 

und Zivilinterniertenfürsorge. 

10. Abänderung der Heimkehrerbekleidungsvorschrift. 

11. Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages, betreffend die Regelung der 

Totenbeschaugebühren. 

12. Gesetzesbeschluss der Landesversammlung des Landes Kärnten, betreffend die 

Regelung der Totenbeschaugebühren. 

13. Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Einhebung 

einer Totenbeschaugebühr in der Gemeinde Sallingstadt. 

14. Gesetzentwürfe des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Einhebung von 

Beerdigungsgebühren in mehreren Gemeinden Niederösterreichs. 

15. Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages vom 10. Juli 1920, betreffend die 

Behebung der in den Jahren 1914 bis einschließlich 1918 entstandenen 

Hochwasserschäden im Zederhausbache und betreffend die Salzachregulierung bei 

Urreiting. 

16. Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages vom 31. Mai 1920, betreffend 
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die Abänderung des § 40 des oberösterreichischen Jagdgesetzes vom 13. Juli 1895, 

L.G.u.V.Bl. Nr. 8 ex 1896. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 des Anhangs betr. Schreiben des UStSekr. Miklas zur Beförderung von 

Dr. Loebenstein (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Verlautbarung der Juli-Ernennungen (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Vortrag des StA f. Finanzen Zl. 120.194 über den Entwurf einer 

Vollzugsanweisung zum 2. Nachtrag des Besoldungsübergangsgesetzes (13 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag des StA. f. Finanzen Zl. 120.086/2 über besondere 

Maßnahmen zugunsten von Angestellten einzelner Dienstorte der Südbahnstrecke (6 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vortrag des Unterrichtsamtes z. Zl. 7827/I-Abt. 2 über die 

Bewilligung weiterer Staatsvorschüsse zur Fertigstellung des Kochküchengebäudes bei der 

Neuanlage des Allgemeinen Krankenhauses in Wien (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Entwurf eines Nachtrags zum Militärabbaugesetz mit Begründung (6 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Entwurf des Heeresdisziplinargesetzes mit Begründung (16 Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Vortrag des StA. f. Heereswesen Zl.1018/1920 über einen 

Gesetzesentwurf zur Abänderung des Gesetzes über die Kriegsgefangenen- und 

Zivilinterniertenfürsorge (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vortrag des StA. f. Heereswesen Zl. 967/20 über die Abänderung 

der Heimkehrerbekleidungsvorschrift (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 

26.796/1920 über den Gesetzesbeschluss des oö. Landtages zur Änderung des Gesetzes über 

die Regelung der Totenbeschaugebühren (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 

26.560/1920 über den Gesetzesbeschluss der Kärntner Landesversammlung über die 

Regelung der Totenbeschaugebühren (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 

27.919/1920 über den Gesetzesbeschluss des nö. Landtages zur Einhebung einer 

Totenbeschaugebühr in der Gemeinde Sallingstadt (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 14 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht z. Zl. 

27.718/1920 über den Gesetzesbeschluss des nö. Landtages zur Eingebung von 

Beerdigungsgebühren in mehreren Gemeinden (1 Seite) 



200 - 1920 - 07 - 09 

4 
 

Beilage zu Punkt 15 betr. Vorlage des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 14.052 des 

Gesetzesbeschlusses des Salzburger Landtages zur Behebung der zwischen 1914 und 1918 

entstandenen Hochwasserschäden in Zederhausbache und für die Salzachregulierung bei 

Urreiting (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 16 betr. Vorlage des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 14.507 des 

Gesetzesbeschlusses des oö. Landtages über die Abänderung des oö. Jagdgesetzes (2 Seiten) 

 

1. 

Besetzung des Postens des Staatssekretärs für Volksernährung. 

Der V o r s i t z e n d e leitet die erste meritorische Beratung des neuen Kabinetts mit 

Worten der Begrüßung der neugewählten Mitglieder der Staatsregierung und des wärmsten 

Dankes für die aus dem Amte geschiedenen Staatssekretäre und Unterstaatssekretäre der 

früheren Regierung ein, die in hervorragender und ersprießlicher Tätigkeit ihr Bestes für das 

allgemeine Wohl eingesetzt haben. Er verweist sodann darauf, dass die Stellungnahme des 

Kabinettsrates zur Frage der Besetzung des Staatsamtes für Volksernährung dringlich 

erscheine. Es handle sich hiebei um die Entscheidung darüber, ob dieses Staatsamt definitiv 

mit einem Staatssekretär zu besetzen wäre oder aber vorläufig nur mit der Ernennung eines 

einstweiligen Leiters des Amtes vorzugehen sei. Verfassungsrechtlich bestünde diesfalls die 

Möglichkeit, dass der Präsident der Nationalversammlung gemäß Artikel 3 des Gesetzes vom 

14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 180, eine geeignete Persönlichkeit mit der einstweiligen Leitung 

des Staatsamtes bis zur Wahl eines Staatssekretärs für Volksernährung betraue. 

Nach einer kurzen Debatte gelangt der Kabinettsrat zur Auffassung, dass es vom rein 

sachlichen Gesichtspunkte aus zwar wünschenswert erschiene, diesen Posten ehestens 

definitiv mit einem Staatssekretär zu besetzen, dass es aber mit Rücksicht auf die bisherige 

Haltung der Nationalversammlung in der Frage des Getreidebewirtschaftungsgesetzes 

augenblicklich angezeigt wäre, die Betrauung einer geeigneten Persönlichkeit mit der Leitung 

dieses Amtes in Aussicht zu nehmen. 

Der V o r s i t z e n d e erklärt über diese Auffassung des Kabinettsrates dem 

Hauptausschusse berichten zu müssen, und unterbricht zu diesem Zwecke die Sitzung. 

Nach Wiederaufnahme der Verhandlungen begrüßt der V o r s i t z e n d e zunächst den im 

Kabinettsrate zum ersten Male erschienenen, vom Präsidenten der Nationalversammlung mit 

der Leitung des Staatsamtes für Volksernährung betrauten Ministerialrat Dr. G r ü n b e r g e r 

und geht sodann in die meritorischen Verhandlungen ein. 
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2. 

Verlautbarung der Juli-Beförderungen, beziehungsweise –Auszeichnungen. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass die Personalreferenten aller Staatsämter gelegentlich 

einer in der Staatskanzlei kürzlich abgehaltenen Beratung gegen die Verlautbarung der Juli-

Beförderungen, beziehungsweise -Auszeichnungen in der „Wiener Zeitung“ eine Reihe von 

Gründen geltend gemacht haben. Er bringe demgemäß diese Frage zur Sprache. 

Nach einer kurzen Debatte, an der sich die Staatssekretäre Dr. R e i s c h, H a n u s c h, 

B r e i s k y, Dr. D e u t s c h, Unterstaatssekretär G l ö c k e l sowie Ministerialrat Dr. 

G r ü n b e r g e r beteiligten, beschließt der Kabinettsrat an dem seinerzeitigen Beschlusse der 

Verlautbarung sämtlicher Juli-Beförderungen, beziehungsweise -Auszeichnungen in einem 

eigenen Beiblatte der „Wiener Zeitung“ festzuhalten. 

 

3. 

Neuerliche Forderungen der Staatsangestelltenschaft. 

Der V o r s i t z e n d e bringt dem Kabinettsrate zur Kenntnis, dass ihn der Zentralverband 

der österreichischen Staatsbeamtenvereine ersucht habe, eine Abordnung des Verbandes 

zwecks Entgegennahme neuerlicher Forderungen der Staatsangestelltenschaft zu empfangen. 

Diese Bewegung scheine durch die jüngsten Gehaltsforderungen der Beamten der Gemeinde 

Wien um eine 100 %ige Erhöhung ihrer Einkommensbezüge ausgelöst worden zu sein. 

Redner lege Wert darauf, die Auffassung des Kabinettsrates über diese Frage kennen zu 

lernen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erklärt die Forderung nach einer Verdopplung der 

Gehaltsbezüge von seinem Standpunkte aus für gänzlich unerfüllbar. Jedenfalls müsste die 

Nationalversammlung vorerst die entsprechende Bedeckung für eine derartige Ausgabenpost 

beschließen. Auch der Charakter der gegenwärtigen Übergangsregierung spräche gegen eine 

weitere Verfolgung derartig namhafter Belastungen der Staatsfinanzen. Was die 

voraussichtlich zur Sprache kommende Frage der definitiven Besoldungsreform anbelange, so 

seien die Grundzüge des Regierungsentwurfes bereits seinerzeit im Kabinettsrat besprochen 

worden. Das Staatsamt für Finanzen sei in der Lage, den Entwurf eines diesbezüglichen 

Gesetzes in ungefähr 14 Tagen dem Kabinettsrate vorzulegen. Dann werden sich die 

Staatsregierung und in der Folge die Staatsangestelltenorganisationen mit dieser Vorlage zu. 

beschäftigen haben. 

Nachdem sich auch die Staatssekretäre H a n u s c h und Dr. P e s t a - letzterer unter 

Darlegung der analogen Forderungen der Staatseisenbahnangestellten - für eine eheste 
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Beratung dieses Entwurfes im Kabinettsrat und für dessen Bekanntgabe an die 

Staatsangestelltenorganisationen ausgesprochen hatten, beschließt der Kabinettsrat im 

gleichen Sinne und ermächtigt den Vorsitzenden, die demnächst bei ihm erscheinende 

Abordnung des Zentralverbandes der österreichischen Staatsbeamtenvereine gemäß den 

Ausführungen des Staatssekretärs für Finanzen zu informieren. 

 

4. 

Vollzugsanweisung, betreffend die Einreihung von Dienstorten in höhere Bezugsklassen. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h erinnert daran, dass mit dem Besoldungsübergangsgesetze 

und dessen Nachträgen an Stelle der bisherigen Aktivitätszulage, beziehungsweise des 

Quartiergeldes, die nur auf der Grundlage der Einwohnerzahl und der Mietzinspreise in den 

einzelnen Orten aufgebaut waren, der Ortszuschlag eingeführt wurde. Dieser sei bekanntlich 

nach der Verschiedenheit der Teuerungsverhältnisse abgestuft. Entsprechend den gesetzlichen 

Bestimmungen seien zunächst sämtliche Orte je nach der Einreihung in der Aktivitätszulagen-

(Quartiergeld-) Klasse in die Bezugsklasse III, II und I eingereiht worden „Auf Grund der 

bereits mit dem Besoldungsübergangsgesetze erteilten Ermächtigung zur Einreihung einzelner 

Orte der III. und IV. Aktivitätszulagenklasse in die Bezugsklasse II wurden sofort alle 

Vorbereitungen für die Höhereinreihung einzelner Dienstorte getroffen und insbesondere alle 

Schritte zur Bildung der gemäß der Vollzugsanweisung der Staatsregierung vom 9. Jänner 

1920, St.G.Bl. Nr. 21, vor Ausarbeitung des Höherreihungsvorschlages zu hörenden 

Landeskommissionen eingeleitet. Die Gesuche um die Höhereinreihung seien nun in ganz 

außerordentlich hoher Zahl eingelangt; deren Behandlung durch die Landeskommissionen 

habe sich überaus verzögert. Die Gutachten der letzteren hätten eine wenig brauchbare 

Grundlage für die Stellungnahme des Staatsamtes für Finanzen gebildet. 

Der sprechende Staatssekretär gibt sodann die allgemeinen Gesichtspunkte bekannt, von 

denen bei der Ausarbeitung des dem Kabinettsrate vorliegenden 

Vollzugsanweisungsentwurfes ausgegangen und die Überprüfung des von den 

Landeskommissionen eingelangten Materiales vorgenommen worden sei, bespricht im 

einzelnen die Verhältnisse in den Ländern und gelangt abschließend zum Antrage, ihn zur 

Hinausgabe dieser Vollzugsanweisung zu ermächtigen. 

In der sich hieran anschließenden Debatte tritt die übereinstimmende Auffassung zutage, 

dass die beantragten Einreihungen vom Kabinettsrate in allen ihren Details nicht überprüft 

werden können, weshalb es sich empfehlen dürfte, mit dem eingehenden Studium dieses 

Elaborates eine aus dem V o r s i t z e n d e n, den Staatssekretären Dr. R e i s c h, B r e i s k y 
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und Dr. P e s t a sowie den Unterstaatssekretär M i k l a s bestehende Kabinettskonferenz zu 

betrauen, welche ehestens zusammenzutreten und dem Kabinetts' rat bereits in seiner nächsten 

Sitzung antragstellend zu berichten hätte. 

Der Kabinettsrat beschließt in diesem Sinne. 

 

5. 

Besondere Maßnahmen zugunsten von Angestellten einzelner Dienstorte der Südbahnstrecke. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h verweist darauf, dass der Kabinettsrat in seiner Sitzung am 8. 

Juni d. J. seine grundsätzliche Bereitwilligkeit ausgesprochen habe, für die Dienstorte an der 

Südbahnstrecke und deren Umgebung in Anbetracht der dort herrschenden besonderen 

Teuerung gewisse Zuwendungen zu gewähren. Der Kabinettsrat habe sich gleichzeitig die 

Entscheidung über die Einzelheiten einer genaueren Prüfung vorbehalten und den Referenten 

des Staatsamtes für Finanzen zunächst beauftragt, mit den Abgeordneten des in Betracht 

kommenden Gebietes über das Ausmaß und die Zeitdauer derartiger Begünstigungen 

Rücksprache zu pflegen. Diesem Auftrage sei entsprochen worden. Ministerialrat Dr. 

W i l f l i n g habe die bezüglichen Verhandlungen gepflogen und sei zu einem positiven 

Ergebnisse gelangt. 

Über Einladung des Vorsitzenden bespricht sodann Ministerialrat Dr. W i l f l i n g in 

eingehender Weise die einschlägigen Verhältnisse und empfiehlt 

a) den Dienstorten Baden, Vöslau-Gainfarn und Wiener Neustadt zu ihren derzeitigen 

beziehungsweise auf Grund der Höhereinreihung ihnen zukommenden Bezügen eine 

einheitliche Geldaushilfe im Ausmaße von zwei Drittel und 

b) den Dienstorten Mödling, Hinterbrühl, Brunn a. G., Maria-Enzersdorf, Leobersdorf, 

Berndorf, Neunkirchen, Felixdorf, Ternitz, Gloggnitz, Payerbach, Reichenau und Semmering 

im Ausmaße von einem Drittel des Unterschiedes zwischen den Bezügen der Bezugsklassen I 

und I a zuzubilligen. 

Diese Geldaushilfen wären mit Rückwirkung vom 1. März 1920, längstens für die Zeit des 

Andauerns der gegenwärtigen außerordentlichen Teuerungsverhältnisse in diesen Orten 

(vorläufig allenfalls nur bis zum Herbst d. J.), zuzugestehen und in entsprechenden 

Monatsraten flüssig zu machen. 

Allerdings glaube Redner darauf verweisen zu sollen, dass eine derartige Maßnahme dazu 

führen werde, andere Orte Niederösterreichs zur Forderung nach einer gleichfalls höheren 

Einreihung zu bestimnen; auch dürfte eine solche Bewegung voraussichtlich nicht auf 

Niederösterreich allein beschränkt bleiben. Weiters sei auch anzunehmen, dass die Wiener 
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Angestellten mit allen Mitteln trachten werden, die ihnen gegenwärtig zugebilligte 

Ausnahmsstellung beizubehalten, beziehungsweise sich wieder eine besondere Bezugsklasse 

mit einem, den Gehalt notwendigerweise übersteigenden Ortszuschlage zu schaffen. 

Der Kabinettsrat erhebt schließlich die unter a) und b) verzeichneten Anträge des 

Referenten zum Beschlusse. 

 

6. 

Neuerliche Stellungnahme zur Frage der Bemessung der Erholungsurlaube und der 

Überstandenentlohnung. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h teilt mit, dass die paritätische Lohnkommission am 

kommenden Montage eine Sitzung abhalten werde, in welcher an den Regierungsvertreter die 

Frage gestellt werden wird, zu welchen Entschließungen die Staatsregierung in der Frage der 

Bemessung der Erholungsurlaube und der Überstundenentlohnung gelangt sei. 

Bekanntlich sei in der Urlaubsfrage ein Erlass ergangen, der unter anderem besage, dass 

Ansuchen um Urlaubsverlängerungen über das übliche Maß hinaus in besonderen Fällen 

bewilligt werden können. Die Staatsangestelltenorganisationen verlangen nunmehr die 

Streichung der Worte „in besonderen Fällen“. Redner nehme jedoch - vorbehaltlich der 

Zustimmung des Kabinettsrates - in Aussicht, einen erläuternden Nachtragserlass zu 

verlautbaren, in welchem zur Frage der Erholungsurlaube im Jahre 1920 gesagt wird: „Es 

entspricht der Absicht der Regierung, wenn bei der Beurteilung der Frage, ob einem 

Ansuchen um Verlängerung des Erholungsurlaubes über das übliche Ausmaß stattzugeben ist, 

ohne jede Engherzigkeit vorgegangen wird, sodass alle Fälle einer über das normale Maß 

hinausgegangenen dienstlichen Inanspruchnahme oder einer größeren Erholungsbedürftigkeit, 

die auch ohne Beibringung eines ärztlichen Zeugnisses wird festgestellt werden können, als 

besondere Fälle im Sinne des Kabinettsratsbeschlusses vom 14. Mai 1920 anzusehen sind.“ 

In diesem Sinne beabsichtige der sprechende Staatssekretär die paritätische 

Lohnkommission informieren zu lassen; desgleichen nehme er in Aussicht, in der Frage der 

Entlohnung der Überstunden folgende Richtlinien aufzustellen, um deren Annahme er den 

Kabinettsrat ersuche: 

A) Das Ausmaß der Entlohnung beträgt: 

a) für Angestellte, die Dienste über den Endtermin einer zeitlich begrenzten 

Dienstpflicht hinaus zu verrichten haben (z. B. Türhüter, Diener und Unterbeamte, die 

Dienerdienste leisten etc.) K 5 bisher K 2 

b) Für Angestellte, deren Tätigkeit in wesentlich mechanischen und manipulativen 
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oder auf Grund von Arbeitseinheiten messbaren Dienstverrichtungen besteht 

(Kanzleiangestellte, Kanzleibeamte und Gleichgestellte, sowie Diener und Unterbeamte, 

soferne und insolange sie ausschließlich zu derartigen Diensten herangezogen 

werden)  ..  ................................................  ..  ......... K 8 bisher K4 

c) für Beamte, die Permanenzdienst oder Terminarbeiten über die 

vorgeschriebenen Amtsstunden hinaus zu leisten haben oder mit der Aufsicht über 

mechanische oder manipulative Arbeiten betraut sind (z. B. Rechnungsbeamte, Zollbeamte, 

Steuerbeamte, leitende Kanzleibeamte u. s. w.) K 10 bisher K 4 

d) für Konzeptsbeamte und Gleichgestellte, ferner ausnahmsweise solche im 

übrigen unter P. c) fallende Beamte, die ausschließlich und ständig zu rein konzeptiven, 

organisationsgemäß Konzeptsbeamten vorbehaltenen Arbeiten herangezogen oder auf 

leitenden Posten verwendet werden…………… K 15  bisher K 8 

e) für Konzeptsbeamte und Gleichgestellte auf verantwortungsvollen Posten ......... K 20 

bisher K 10 

B) Überstunden dürfen nur für im Amtsraume geleistete Arbeiten oder für 

Dienstverrichtungen „die auf ausdrücklichen Auftrag außerhalb des Amtsortes geleistet 

werden, vergütet werden. Für Hausarbeiten gebührt keine Überstundenentlohnung. 

C) Die Leistung von Überstunden ist grundsätzlich nur auf ausdrücklichen, der Leistung 

vorhergehenden schriftlichen Auftrag des Amtsvorstandes zulässig. Die Ausfertigung dieses 

Auftrages dient mit der Bestätigung über die tatsächlich geleisteten Überstunden als Beleg für 

die Liquidierung. Ausnahmen sind nur für Beamte zulässig, deren Überstunden mit 

mindestens 15 Kronen entlohnt werden. 

D) Die Amtsvorstände sind verantwortlich und ersatzpflichtig für den Fall, dass 

Überstunden geleistet und bezahlt werden, ohne dass die vorgeschriebene siebenstündige 

Amtszeit von dem die Überstunde leistenden Beamten, wie auch von den im gleichen Amt 

beschäftigten Beamten zur Arbeit vollständig und regelmäßig ausgenützt wird. 

E) Die Überstundenentlohnung ist an sämtliche Gruppen von Angestellten monatlich im 

nachhinein auszuzahlen. 

Ständige Remunerationen aus Anlass der Leistung von Überstunden haben zu entfallen.“ 

Nach einer längeren Debatte, an welcher sich außer dem V o r s i t z e n d e n und dem 

V o r s i t z e n d e n  -  S t e l l v e r t r e t e r die Staatssekretäre Dr. P e s t a, Dr. 

E l l e n b o g e n, Dr. R o l l e r und Unterstaatssekretär G l ö c k e l beteiligen, genehmigt der 

Kabinettsrat die vorliegenden Anträge des Staatssekretärs für Finanzen mit dessen weiterem 

Ergänzungsantrage, dass in jenen Amtsstellen, in welchen die vorgeschriebene siebenstündige 
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Dienstzeit mangels vorhandener Arbeit vorübergehend nicht ausgenützt werden kann, eine 

vorzeitige Entfernung der Angestellten vom Amte nach Ablauf von sechs Dienststunden dann 

für zulässig erklärt werden kann, wenn hiedurch die Dienstführung in den Unterstellen keine 

Beeinträchtigung erfährt. Gleichzeitig wird aber von den zuständigen Zentralstellen der Frage 

des Personalabbaues in solchen Ämtern unverzüglich näher zu treten sein. 

 

7. 

Bewilligung weiterer Staatsvorschüsse zur Fertigstellung des Kochküchengebäudes bei der 

Neuanlage des Allgemeinen Krankenhauses in Wien. 

Nach einer allgemeinen Begründung der Sachlage erbittet Unterstaatssekretär G l ö c k e l 

vom Kabinettsrate die Genehmigung, dass der Staat für Zwecke der Fertigstellung des 

Kochküchengebäudes bei der Neuanlage des Allgemeinen Krankenhauses und der Kliniken in 

Wien vorschussweise außer dem bereits in der Kabinettsratssitzung am 18. Februar 1920 

bewilligten Betrage von 10 Millionen Kronen nach Bedarf noch weitere Beträge bis zu einem 

Höchstaufwande von rund 25 Millionen Kronen vorbehaltlich der endgiltigen 

Kostenaufteilung zur Verfügung stelle. 

Sektionschef Dr. G r i m m stellt den Zusatzantrag, dass vor Bewilligung der einzelnen 

Vorschussraten jeweils das Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen zu pflegen wäre. 

Der Kabinettsrat erteilt die vom Unterstaatssekretär G l ö c k e l erbetene Bewilligung und 

erhebt gleichzeitig den Zusatzantrag des Sektionschefs Dr. G r i m m zum Beschlusse. 

 

8. 

Entwurf eines Nachtrages zum Militärabbaugesetze; Gesetzentwurf über die Handhabung der 

Disziplinarstrafgewalt im Heer (Heeresdisziplinargesetz). 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h unterbreitet dem Kabinettsrate einen Gesetzentwurf, womit 

einige Bestimmungen des Gesetzes vom 17. März 1920, St.G.Bl. Nr. 120, ergänzt und 

abgeändert werden (Nachtrag zum Militärabbaugesetz), sowie einen Gesetzentwurf über die 

Handhabung der Disziplinarstrafgewalt im Heer (Heeresdisziplinargesetz) und erbittet sich 

die Ermächtigung zur Einbringung dieser beiden Gesetzesvorlagen in der 

Nationalversammlung. 

Staatssekretär H e i n l verweist auf den politischen Charakter dieser Regierungsvorlagen 

und regt an, zunächst die politischen Parteien zur Stellungnahme im Gegenstande einzuladen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h hält demgegenüber dafür, dass der Kabinettsrat der Vorlage der 

beiden Gesetzentwürfe an die Nationalversammlung zustimmen sollte, woselbst sich dann die 
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Parteien über die Einzelheiten auseinandersetzen könnten. 

Staatssekretär H e i n l erklärt sich mit einem solchen Vorgange nur unter der Bedingung 

einverstanden, dass diese Gesetzentwürfe ausdrücklich nur als Vorlagen des Staatssekretärs 

für Heerwesen eingebracht werden. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h hält diesen Weg deshalb für ungangbar, weil es nur Vorlagen 

der Staatsregierung, nicht aber eines einzelnen Mitgliedes derselben gebe. Ebenso sei es auch 

seinerzeit gelegentlich der Einbringung des Gesetzentwurfes über die Vermögensabgabe 

gehalten werden, bei deren Vertretung im Hause Redner lediglich mündlich bekanntgegeben 

hätte, dass einzelne Regierungsmitglieder gegen mehrere Bestimmungen der Vorlage 

Vorbehalte erhoben hätten. 

Unterstaatssekretär M i k l a s bemerkt, die Debatte lasse erkennen, dass augenblicklich 

eine Entscheidung im Gegenstande unmöglich sei. Der Fall beweise, dass sich auch eine 

unpolitische Regierung über kurz oder lang mit politischen Angelegenheiten zu befassen 

habe. Es müsse eben die prinzipielle Vorfrage gelöst werden, wie derartige Fälle durch das 

Kabinett bereinigt werden sollen. Er beantrage daher 

1.) an den Hauptausschuss mit der grundsätzlichen Frage heranzutreten, welcher Vorgang 

in Fällen, in denen eine einheitliche politische Auffassung im Kabinettsrate nicht erzielbar ist, 

zu beobachten sei. Gleichzeitig wäre 

2.) Staatssekretär- Dr. D e u t s c h zu ersuchen, die beiden Vorlagen zunächst in einer 

Kabinettskonferenz, der auch Fachvertreter aus dem Kreise der Parteien zugezogen werden 

könnten, durchzusprechen, 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erklärt sich mit diesem Vorschlage unter der Bedingung 

einverstanden, dass diese Fachvertreter nicht von ihm, sondern von den einzelnen Mitgliedern 

der Kabinettskonferenz eingeladen und den Verhandlungen zugezogen werden. 

Unterstaatssekretär M i k l a s beantragt weiters  

3.) in diese Kabinettskonferenz außer dem Staatssekretär Dr. D e u t s c h die 

Staatssekretäre H e i n l und Dr. R o l l e r zu entsenden und die beiden letzteren zu 

ermächtigen, aus dem Kreise ihrer Parteien Fachvertreter den Beratungen zuzuziehen. 

Der Kabinettsrat erhebt die drei Anträge des Unterstaatssekretärs M i k l a s zum 

Beschlusse. 

 

9. 

Gesetzentwurf, betreffend die Abänderung des Gesetzes über die Kriegsgefangenen und 

Zivilinterniertenfürsorge. 
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Staatssekretär Dr. D e u t s c h erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Einbringung eines Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung, wonach die Auslagen für 

die Kriegsgefangenen- und Zivilinterniertenfürsorge nicht beim Kapital „Heerwesen“, 

sondern abgesondert hievon im Staatsvoranschlage dargestellt werden, weshalb der § 9 des 

Gesetzes vom 3. April 1919, St.G.Bl. Nr. 214, abgeändert werden soll und zu lauten hätte: 

„Für die persönlichen und sachlichen Erfordernisse der Staatskommission und des 

Kriegsgefangenen- und Zivilinterniertenamtes ist im Staatsvoranschlage Vorsorge zu treffen.“ 

 

10. 

Abänderung der Heimkehrerbekleidungsvorschrift. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erbittet vom Kabinettsrate die Zustimmung zur Erlassung 

einer Vollzugsanweisung, mit welcher die Vollzugsanweisung vom 22. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 

414, betreffend die Beteilung der aus der Kriegsgefangenschaft oder Zivilinternierung 

heimkehrenden mittellosen Österreicher mit Zivilkleidern aus Staatsmitteln (Heimkehrer-

Bekleidungsvorschrift) abgeändert werden soll. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Zustimmung, nachdem er über Antrag des 

Staatssekretärs B r e i s k y dem letzten Satze im § 2 lit. c der abzuändernden 

Vollzugsanweisung folgende Fassung gegeben hatte: 

„Heimkehrer, die aus der Kriegsgefangenschaft oder Zivilinternierung noch nicht 

zurückgekehrt sind, können nur dann beteilt werden, wenn sie binnen drei Monaten vom Tage 

ihrer Heimkehr das Heimatsrecht in einer Gemeinde der Republik Österreich nachweisen.“ 

 

11. 

Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages, betreffend die Regelung der 

Totenbeschaugebühren. 

Staatssekretär B r e i s k y beantragt gegen den Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen 

Landtages vom 31. Mai 1920, betreffend die Änderung des § 1 das Gesetzes vom 22. 

September 1893, L.G.B1. Nr. 36, über die Regelung der Totenbeschaugebühren keine 

Vorstellung zu erbeben und der sofortigen Kundmachung des Gesetzes zuzustimmen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 

 

12. 

Gesetzesbeschluss der Landesversammlung des Landes Kärnten vom 27. Mai 1920, betreffend 

die Regelung der Totenbeschaugebühren. 
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Staatssekretär B r e i s k y beantragt gegen den Gesetzesbeschluss der vorläufigen 

Landesversammlung des Landes Kärnten vom 27. Mai 1920, betreffend die Regelung der 

Totenbeschaugebühren, keine Vorstellung zu erheben und der sofortigen Kundmachung des 

Gesetzes zuzustimmen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 

 

13. 

Gesetzesbeschluss des niederösterreichischen Landtages betreffend die Einhebung einer 

Totenbeschaugebühr in der Gemeinde Sallingstadt. 

Staatssekretär B r e i s k y beantragt gegen den Beschluss des niederösterreichischen 

Landtages vom 17. Juni 1920, betreffend die Einhebung einer Totenbeschaugebühr in der 

Gemeinde Sallingstadt, keine Vorstellung zu erheben und der sofortigen Kundmachung dieses 

Gesetzes zuzustimmen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 

 

14. 

Gesetzentwürfe des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Einhebung von 

Beerdigungsgebühren in mehreren Gemeinden Niederösterreichs. 

Staatssekretär B r e i s k y beantragt, gegen die Beschlüsse des niederösterreichischen 

Landtages in seinen Sitzungen vom 16. und 17. Juni 1920, betreffend die Einhebung von 

Beerdigungsgebühren in den Gemeinden Langenlebarn, Neunkirchen, Markt Aspang, Krems 

a. D., Amstetten, Preßbaum, Pottenstein und Korneuburg keine Vorstellung zu erheben und 

der sofortigen Kundmachung der Gesetze zuzustimmen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 

 

15. 

Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages, vom 10. Juli 1920, betreffend die Behebung der 

in den Jahren 1914 bis einschließlich 1918 entstandenen Hochwasserschäden im 

Zederhausbache und betreffend die Salzachregulierung bei Urreiting. 

Staatssekretär H a u e i s beantragt gegen die Gesetzesbeschlüsse des Salzburger Landtages 

vom 10. Juli 1920, betreffend die Behebung der in den Jahren 1914 bis einschließlich 1918 

entstandenen Hochwasserschäden im Zederhausbache und betreffend die Salzachregulierung 

bei Urreiting keine Vorstellung zu erheben, ihn zur Gegenzeichnung zu ermächtigen und der 

sofortigen Kundmachung der Gesetzesbeschlüsse zuzustimmen. 
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Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 

 

16. 

Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages, vom 31. Mai 1920, betreffend die 

Abänderung des § 40 des oberösterreichischen Jagdgesetzes vom 13. Juli 1895, L.G.u.V.Bl. 

Nr. 8 ex 1896. 

Staatssekretär H a u e i s beantragt gegen den Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen 

Landtages, vom 31. Mai 1920, betreffend die Abänderung des § 40 des oberösterreichischen 

Jagdgesetzes vom 13. Juli 1895, L.G.u.V.BI. Nr. 8 ex 1896 keine Vorstellung zu erheben, ihn 

zur Gegenzeichnung zu ermächtigen und der sofortigen Kundmachung des 

Gesetzesbeschlusses zuzustimmen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss.  
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[KRP 200, 9. Juli 1920, unbekannter Stenograph] 
 
200., 9. /7. 
Rest-Gehalt pro Juli; ausgenommen Renner. 
Mayr, Heinl, Haueis, Miklas, Resch, Grünberger, Breisky, Roller, Pesta, Deutsch, Glöckel, 
Tandler, Ellenbogen, Hanusch, Reisch, Grimm, Wilfling, Oberst Körner, Pantz. 
 
 
Mayr: [Ich habe] die erste Sitzung zu eröffnen und begrüße [die Herren] auf das Herzlichste. 

[Daran] knüpfe [ich] nochmals die Bitte, daß wir bei all unserer Arbeit die 
Colleg.[ialität], die bisher aufrecht erhalten wurde, in der gleichen kollegialen und 
liebenswürdigen Form [beibehalten] und stets eingedenk [sind], daß wir für unser 
schwer bedrängtes Volk das Beste zu leisten haben, was wir können. Es obliegt mir 
noch die Pflicht, auch die aus dem Kabinett geschiedenen Herren nochmals zu 
begrüßen durch eine Kundgebung des Dankes für die hervorragende ersprießliche 
Arbeit - ohne jede Ausnahme, [darin ist] gleichzeitig auch Loewenfeld-Ruß 
einbezogen. 

[Zur] Wiederbesetzung des Staatsamtes für Volksernährung. Es obliegt dem 
Kabinett, einen Vorschlag an den Hauptausschuß zu erstatten. Nach gepflogenen 
Vereinbarungen mit Vertretern der drei Parteien des Hauses war ursprünglich in 
Aussicht genommen, das Staatsamt für Volksernährung definitiv durch einen 
Staatssekretär zu besetzen. In Aussicht genommen gewesen [ist] Grünberger. Heute 
[haben sich] wieder Schwierigkeiten ergeben, welche die definitive Besetzung 
betreffen oder die vorläufige Betrauung mit der Leitung. Nach [einem] juristischem 
Gutachten besteht die Möglichkeit, daß der Präsident einfach einen Herren mit der 
Leitung des Staatsamtes bis auf weiteres betraut, daß also der Kabinettsrat keinen 
Vorschlag zu erstatten hat. Es wurde die verfassungsrechtliche Möglichkeit bestritten, 
es wurde aber doch von Seite der Fachjuristen zugegeben, daß es nicht 
verfassungswidrig sei, wenn vorläufig nur ein Leiter durch den Präsidenten bestellt 
wird. Die Frage [ist] also, ob Staatssekretär oder Leiter? 

Die Schwierigkeiten liegen in dem Getreidebewirtschaftungsgesetz. Die 
Verhandlungen haben nur ergeben, daß der in Aussicht genommene Candidat mit 
Rücksicht auf seine bisherige Tätigkeit (Grünberger), insbesondere seine enge 
Verbindung mit der Entente, sich keine andere Persönlichkeit besser eignen würde als 
Grünberger. Er würde das Staatsamt übernehmen, aber mit Rücksicht auf diese 
Umstände nur als Leiter. Ich habe mit Vertretern der großen Parteien Fühlung 
genommen. Die Sozialdemokraten [haben] nichts dagegen, wenn ein Staatssekretär 
gewählt würde, sie würden aber nicht mitwählen. Die anderen Parteien haben sich 
geäußert, es wäre ihnen lieber, wenn eine definitive Besetzung erfolgen könnte, haben 
aber nichts dagegen, daß jetzt nur [ein] Leiter [bestellt wird]. 

Meiner Meinung nach sollte [ein] definitiver Staatssekretär bestellt werden. Wenn 
[das] nicht möglich [ist], müßte der Kabinettsrat sich auch mit der Leitung zufrieden 
geben. Jedenfalls aber muß das Vaccum bald verschwinden. 

Glöckel: Hier wäre [angezeigt, sich] nur von rein sachlichen Gesichtspunkten zu leiten 
[lassen]. Von den sachlichen [Gesichtspunkten] können wir den Ausführungen Mayrs 
zustimmen. Wir haben ein Interesse daran, daß der Posten so bald als möglich 
definitiv besetzt wird. Der Kabinettsrat sollte sich nicht entscheiden, da dies auch 
nicht üblich [ist]. Der Vorsitzende hat vorzuschlagen, wir haben uns nicht unmittelbar 
damit zu beschäftigen. 

Mayr: Ich bin von Seitz ersucht worden, einen offiziellen Vorschlag zu erstatten. Da [sich] 
niemand zu Wort [meldet], so nehme ich an, daß meine Auffassung den Herren 
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genehm ist. 
[Beschluß]: Prinz[ipiell] möglichst bald, aber jetzt nur Leiter. 
 
[Unterbrechung]. 
 
Mayr: Begrüßt Grünberger auf das Freundlichste. 
 
 
1. 
[Mayr]: Mitteilungen. [Ich möchte] vorschlagen, die Geschäftsordnung und die 

Dienstanweisungen für Unterstaatssekretäre beibehalten. [In der] nächsten Sitzung 
formeller Beschluß. 

 
 
2. 
Mayr: Einige Kabinettsmitglieder [haben] Beamtenstellen. [Es ergibt sich ein] Ausfall der 

Ergänzungsbezüge für Juli. Gesetzlich werden sie in den Genuß dieser Bezüge erst 
August treten (Miklas, Resch und Mayr). [Es ist] die Frage, ob nicht mit Zustimmung 
des Kabinettsrates die Auszahlung dieser Zulage in diesem Monat erfolgen könnte? 

Roller: Bei mir trifft dies auch zu. 
Hanusch: Wenn es gesetzlich möglich ist, dann Ja. Grundsätzlich nichts dagegen, ... Fall war 

schon da. 
Glöckel: Es müßte sich doch ein anderer Weg finden. 
 
 
3. 
Miklas: Loebenstein. 
Deutsch: -. 
Mayr: Grundsätzlich sollte der Kabinettsrat auf seinem Beschluß bestehen. Um Konflikte zu 

vermeiden stellt Miklas den Vermittlungsantrag. 
Hanusch: T.[itel] und Ch.[arakter] [eines Sektionschefs], eventuell Personalzulage. 
Miklas: Die Höhe der Zulage wird im Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen -. 
 
 
4. 
[Mayr]: Pub.[lizierung] - Juli-Ernennungen. 
Reisch: Schon einmal hat sich der Kabinettsrat damit befaßt und [einen] positiven Beschluß 

gefaßt. Die Gründe, die hier angeführt [werden], können nicht überzeugen. Wir haben 
weder Anlaß noch Nötigung, das zu verbergen. Der Beamtenschaft gegenüber hätte 
die Regierung ein großes Interesse, das zu zeigen, was sie für sie getan hat. Von 
meinem Ressort aus halte ich die Veröffentlichung für erwünscht. 

Hanusch und Glöckel: Ebenso wie Reisch. 
Breisky: [Es ist] angesichts des Umfanges sehr zu bedenken, ob nicht - sich zu beschränken 

auf die Auszeichnungen. 
Deutsch: Wir sind auch nicht zurückgeschreckt vor zwei Milliarden. Man kann in der 

Raumersparnis sehr ökonomisch vorgehen. 
Grünberger: Die Repar[ations]kommission hat nicht interveniert. 
Mayr: Mir scheint [es besser], offen und ehrlich vorzugehen. Die Veröffentlichung [hat] also 

zu erfolgen. 
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5. 
Mayr: Dep[utation] der österreichischen Staatsangestellten, Forderungen: ... den Beamten 

der Gemeinde Wien und auch den Postangestellten. Wie sollen wir uns verhalten 
diesen Dep[utationen] gegenüber? 

Reisch: Diese Forderungen sind für mich ganz unerfüllbar. Die Nationalversammlung soll 
[eine] entsprechende Deckung finden. Auch der Charakter des gegenwärtigen 
Kabinettsrates (Übergang) [spricht dagegen]. [Man sollte sie] an Hauptausschuß 
verweisen. 

Roller: Es verlautet, daß eine Besoldungsreform -. 
Reisch: Über die Grundzüge der Besoldungsreform ist im Kabinettsrat schon berichtet 

worden. Das Staatsamt für Finanzen ist in der Lage, seinen Entwurf dem Kabinettsrat 
in kurzer Zeit zur Verfügung zu stellen. Ich halte es für ausgeschlossen, [daß] dieser 
Entwurf schon jetzt vorgelegt und zur Beschlußfassung gebracht werden könnte. 
Weiters [bedarf es der] Mitwirkung der Organisationen. Ich bin in der Lage, in 10-14 
Tagen diesen Entwurf vorzulegen. 

Hanusch: Über diese Bedenken -. Man soll die Besoldungsreform so rasch als möglich dem 
Kabinettsrat vorlegen. Mit der Beratung dieses Entwurfes haben die Organisationen 
monatelang zu tun. 

Pesta: Bezüglich der Eisenbahner wurde versprochen, bis Ende August den Entwurf zu 
erhalten. Die Eisenbahner erklären, daß sie unter keinen Umständen warten werden. 

Mayr: [In] Übereinstimmung zu den Äußerungen Hanuschs und Pestas bitte dem Kabinettsrat 
sehr bald den Entwurf einer Besoldungsreform der Eisenbahner und Beamten 
[vorzulegen]. 

 
 
6. 
Reisch: Personalangelegenheit Kokstein, Personalzulage (6.000 Kronen). Der Kabinettsrat 

hat dies beschlossen. [Die Pension war] damals 42.000 Kronen, inzwischen neues 
Pensionsgesetz, dadurch [erfolgte eine] Erhöhung um 20.000 [Kronen]. Weiters [hat 
er] Einspruch gegen seine Pensionierung beim Verfassungsgerichtshof [erhoben]. 

[Ich stelle daher den] Antrag, von der Durchführung dieses damaligen Beschlusses 
Abstand zu nehmen. 

Deutsch: Es scheint mir eine Maßregelung zu sein. 
Hanusch: Wir sollen den Beschluß bestehen lassen, bis der Verfassungsgerichtshof 

entschieden hat. 
Reisch: Einverstanden. 
Angenommen. 
 
 
7. 
Reisch: 2. a) Bezugsklassen. 
Deutsch: [Ich] halte es für unmöglich, die Sache im Detail im Kabinett zu beraten. 

Kabinettsratskonferenz heute abend. 
Reisch: Über jeden einzelnen Ort können wir uns nicht streiten, sonst werden wir nicht fertig. 
Glöckel: Vielleicht wird Reisch mitteilen können, welche allgemeinen Grundsätze maßgebend 

waren. 
Heinl: Wir sollten [es] doch in [einer] Kabinettskonferenz zur Austragung bringen, weil [es 

das] wesentlich vereinfacht. 
Ellenbogen: [Ich möchte] zustimmen der Kabinettskonferenz, jedoch sollen die Herren die 

einige Bedenken haben, [es] der Kabinettskonferenz schon jetzt mitteilen. 
Mayr: -. 



200 - 1920 - 07 - 09 

18 
 

Deutsch: [Kabinettskonferenz] Mayr, Reisch, Pesta, Breisky und Miklas; Reisch Vorsitz, 9 
Uhr. 

Genehmigt. 
 
 
8. 
Reisch: Südbahnstrecke. 
Wilfling: Macht Mitteilung über seine Verhandlungen. 
Pesta: Die Verhandlungen [waren] heute schon so weit vorgeschritten, daß [es] nicht gut 

möglich [ist], jetzt davon abzugehen. 
Angenommen. 
 
 
9. 
Reisch: Punkt 2. c). 

Die paritätische Lohnkommission [hat am] Montag wieder Sitzung. [Man wir die 
Frage stellen], ob den Wünschen Rechnung getragen werden kann in den Fragen der 
Urlaubsbemessung und Überstundenentlohnung. 

[Bezüglich] Erholungsurlaub [ist] gesagt worden, [daß] Ansuchen um 
Verlängerung über das übliche Ausmaß in besonderen Fällen bewilligt werden 
können. Die Organisationen verlangen die Ausscheidung der Worte "in besonderen 
Fällen". Wir würden nun glauben, daß man einen erläuternden Erlaß hinaus geben 
könnte, in welchem gesagt wird, daß es entspricht der Absicht der Regierung, es kann 
eine Verlängerung gegeben werden ohne jede Engherzigkeit ... 

[Bezüglich] Überstundenentlohnung -. 
Diese Mitteilungen möchte Reisch [am] Montag der Lohnkommission machen. 

Mayr: Wir werden wohl kaum anders können, als zuzustimmen. 
Pesta: [Das ist] beim höheren Konzeptdienst schwer durchführbar - 7 Stunden [sind] zuviel, 

Gemeinde Wien Ausweg. 
Ellenbogen, Glöckel: Das ist ausgeschlossen, daß einzelne Abteilungen erklären, daß für sie 

die siebenstündige Zeit nicht besteht. Die Überstunden sind meiner Meinung nach 
abzustellen. Es kann also nur eine Übergangslösung sein. Unmittelbarer schriftlicher 
Auftrag. 

Roller: Bei der Justizverwaltung bildet das Überstundensystem eine außerordentliche 
Verlegenheit. Es soll dem Gefühl des Vorstandes überlassen bleiben, im Einzelfall zu 
entscheiden. Bei den höheren Beamten soll man von Tarif ?ablesen. 

Reisch: Die Beamtenorganisationen haben das verlangt. Ich höre mit Entsetzen, daß diese 
Vorschrift unrichtig gehandhabt wird. 

Breisky: So unsympathisch es ist, die Konzeptbeamten kann man nicht übernehmen. 
Ellenbogen: [Ich] wäre dafür, daß eine - Im Staatsamt für Verkehr soll keine Übernahme 

gemacht werden. 
Pesta: Das war bei der Direktion Wien und nicht im Staatsamt. Ich fühle mich verpflichtet, 

darauf aufmerksam zu machen. 
Reisch: Bittet, dem Erlaß beizufügen, daß insolange nicht die siebenstündige Arbeitszeit 

eingehalten wird, keine Überstunden gezahlt werden dürfen. Dann, wenn wirklich 
nichts zu tun ist, so können die Leute früher weggehen, wenn nicht die Unterstellten 
darunter leiden. Gleichzeitig aber an den Abbau denken. 

Mayr: Antrag Reisch angenommen. 
 
 
10. 
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Glöckel: 25 Millionen Kronen, [für die] Schule nach Bedarf noch weitere 25 Millionen. 
Grimm: Für die einzelnen Etappen behalten wir uns vor die Zustimmung. 
Angenommen. 
 
 
11. 
Deutsch: Militärabbaugesetz und Disziplinargesetz, politischer Charakter. 
Heinl: [Man sollte] zuerst die politischen Parteien fragen. 
Deutsch: [Es hat einen] gewissen politischen Charakter, aber [es ist] viel besser, das 

Kabinett läßt die Gesetze passieren und gibt sie an das Haus, wo die Parteien sich 
[damit] auseinandersetzen können. 

Heinl: [Ich bin] unter - Unter der Bedingung einverstanden, wenn die Gesetzentwürfe als 
Vorlagen des Staatssekretärs Deutsch eingebracht [werden], aber nicht als Vorlagen 
der Staatsregierung - so wie bei der Vermögens[abgabe] ([vom] Staatsamt für 
Finanzen). 

Deutsch: Es kann etwa die Erklärung abgegeben werden, daß dieses Gesetz eingebracht wird 
unter der ausdrücklichen Festhaltung der Christlichsozialen ... 

Reisch: Nach der Verfassung gibt es nur Regierungsvorlagen. Ich habe nur in meinen 
einbegleitenden Worten bekannt gegeben, daß das Cabinett - einzelne 
Regierungsmitglieder Vorbehalte erhoben haben. 

Mayr: Wäre es nicht möglich, daß man zuerst Fühlung sucht mit den Parteien oder dem 
Hauptausschuß? 

Deutsch: Jetzt fehlt ein Organ (Coalitionsausschuß), das wir früher gehabt haben. 
Hanusch: Man muß erklären: Im Kabinettsrat kann eine Einigung nicht erzielt werden, daher 

tritt man an den Hauptausschuß heran. Der soll [die Streitfragen] bereinigen und [die 
Vorlagen] dann wieder an das Kabinett [geben], welches [sie] sodann beschließt. 

Mayr: Wir nehmen zur Kenntnis, daß Deutsch [die Gesetzentwürfe] vorgelegt hat, können 
[sie] aber nicht beschließen, sondern sprechen vorher mit den Parteien. 

Glöckel: Es kann Gesetzesvorlagen geben, hinter die wir nicht das ganze Kabinett stellen 
können, deren Notwendigkeit zur Einbringung aber gegeben ist. 

Reisch: [Es handelt sich um eine] fachliche Vorlage, die vom fachlichen Standpunkt zu prüfen 
ist, ohne Rücksicht auf politische Rücksichten. 

Hanusch: Wir waren zu wiederholten Malen in derselben Situation. 
Heinl: Es wäre doch möglich, daß Deutsch die Parteien einlädt zu einer Besprechung und 

daß die Parteien bei ihm [eine] Beratung abhalten. 
Miklas: Heute [ist eine] Entscheidung unmöglich. Jede, auch [eine] unpolitische Regierung 

wird sich mit politischen Sachen befassen müssen. [Eine] Regierungsvorlage [kann] 
nur durch die Regierung [eingebracht werden]. Etwas anderes [ist die] politische 
Deckung. Es muß der ehrliche Versuch gemacht werden, auf einer Mittellinie 
zusammen zu kommen. Vorher prinzip.[ielle] Vorfrage an den Hauptausschuß, ob er 
[es] billigt und [uns] exkulpiert. 

Deutsch: [Es ist] nach der Verfassung nur möglich, daß der Kabinettsrat die Vollmacht gibt, 
einzubringen. Wir kommen zu keiner Entschließung. 

Daher [stelle ich] den Antrag, daß wir die politische Vorlage heute zurückstellen 
und den Vorsitzenden bitten, dem Hauptausschuß die Frage vorzulegen, wie das 
Kabinett vorgehen soll. Wie wir uns -. 

Oder Cabinettskonferenz. 
Mayr: Zuerst [sollte man] den Hauptausschuß verständigen und Deutsch mit den Vertretern 

der Parteien verhandeln. 
Miklas: [Zu klären ist]: 

1.) Ob die Parteien zuerst gefragt werden sollen über die Fragen, welche ein 
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Politikum sind. 
2.) Was geschieht in dem Fall, wenn eine derartige, vorbereitete Vorlage eines 

einzelnen Staatssekretärs keine politisch einheitliche Meinung findet? 
Diese Fragen müssen dem Hauptausschuß vorgelegt werden zur prinzipiellen 

Entscheidung. 
Mayr: -. 
Deutsch: Für eine Cabinettskonferenz mit Zuziehung von Fachleuten wäre ich zu haben, aber 

die Parteien kann ich nicht einladen. Also Kabinettskonferenz mit Zuziehung von 
Fachvertretern. 

Miklas: Deutsch, Heinl und Roller, wobei jeder Herr einen Vertreter seiner Partei zuziehen 
wird. 

Mayr: An den Hauptausschuß herantreten. 
 
 
12. 
Deutsch: Punkt 4. c) Zivilinternierte. 
Angenommen. 
 
 
13. 
Deutsch: Punkt 4. d). 
Breisky: Statt erlangen "nachweisen". 
Angenommen. 
 
 
14. 
Breisky: 4. 
Angenommen. 
 
 
15. 
Pesta: -. 
Haueis: 8. a). 
Reisch: Beantragt Glesinger zurückzustellen. 
Ellenbogen: Gleichfalls, da die Verhandlungen noch nicht abgeschlossen [sind]. 
Roller: Ebenso. 
Heinl: Bittet, wenn [es] zurückgestellt [wird], daß terminiert wird die Zurückstellung. 
Mayr: Zurückgestellt. 
 
 
16. 
Haueis: Salzburger Landtag. 
Angenommen. 
 
 
17. 
Haueis: Punkt 8. c) 
Angenommen. 
 
½ 8. 
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An den Hauptausschuß mit der prinzipiellen Frage heranzutreten, welcher Vorgang in Fällen, 
in denen eine einheitliche politische Auffassung im Kabinettsrat nicht erzielbar ist, 
einzuhalten sei - zu beobachten sei. Gleichzeitig wäre -. 
 
 

 




































































































































